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Trendwende in der Transformationspolitik  
 
Die Investitionsbedarfe in Deutschland sind 
enorm. Allein um die Klimaziele zu erreichen, sind 

zusätzliche Investitionen von über 850 Milliarden 

Euro bis 2030 nötig. Die Umstellung auf klima-
freundliche Produktionsverfahren sind dabei mit 

erheblichen Mehrkosten und schwer kalkulier- 
baren Preisrisiken verbunden. Viele dieser Inves-
titionen rentieren sich betriebswirtschaftlich im 
aktuellen Marktumfeld nicht und sind noch nicht 

wettbewerbsfähig.  

Die großen Wirtschaftsräume in China und den 
USA haben die ökologische Modernisierung durch 

massive öffentliche Investitionen zu einem  
Markenkern ihrer Wirtschaftspolitik gemacht und 

setzen auf eine grüne Wachstumsstrategie. 
Dadurch haben sie deutlich bessere Wirtschafts-

daten als Europa und sind schon aus der Inflati-

ons- und Energiepreiskrise herausgewachsen. 

Deutschland und Europa drohen in der Transfor-
mation abgehängt zu werden. Das kann perspek-

tivisch nicht nur zu Wertschöpfungsverlusten füh-

ren, sondern auch tarifgebundene Arbeitsplätze 

kosten und damit breite Wohlstandseinbußen zur 
Folge haben. 2023 waren die deutschen Direkt- 
investitionen im Ausland mit 125 Milliarden Euro 

so hoch wie nie, während hierzulande Flaute war. 

Der Produktionsrückgang in der energieintensi-

ven Industrie war mit 20 Prozent zu 2020 enorm 

(siehe Grafik). 

Um die „grüne“ Investitionslücke zu schließen, 

sollten Deutschland und Europa daraus Lehren 
ziehen und Unternehmen ebenfalls stärker beim 
Umstieg unterstützen. Die öffentliche Förderung 

darf dabei nicht nach dem Gießkannenprinzip  
erfolgen. Das verbietet der verantwortungsvolle 

Umgang mit öffentlichen Mittel.  

Öffentliche Gelder müssen vielmehr im Sinne von 
Gemeinwohl und Guter Arbeit eingesetzt werden. 

Deshalb sind öffentliche Zuwendungen (Subven-
tionen, Steuererleichterungen etc.) neben der 
Transformationsdienlichkeit zwingend auch an 

Standort- und Tariftreue als Zugangsvorausset-
zung zu knüpfen. Diese Vorgaben führen zu einem 

deutlich effizienteren Mitteleinsatz. Tarifvertrag-

lich abgesicherte und mitbestimmte Arbeits-
plätze sorgen dafür, dass große Teile der Bevölke-

rung an der wirtschaftlichen Entwicklung beteiligt 
werden und fördern die betriebliche Innovations-

kraft.  

Mit den in dieser Woche vorgestellten Klima-

schutzverträgen (KSV) setzt die Bundesregierung 
erste Zeichen für eine Trendwende. Neben der  
aktiven Transformationsförderung beinhalten die 

KSV erstmalig Klauseln zur Standortsicherheit 
und Beschäftigungsentwicklung. Das ist ein erster 

Schritt, um Beschäftigte aktiv am Transformati-
onsprozess zu beteiligen und über Tarifverträge 

und Betriebsvereinbarungen abzusichern. 

Allerdings hält sich im politischen Diskurs hart-
näckig die Einschätzung, solche Vorgaben seien 

auf Grund juristischer Bedenken nicht umsetzbar. 

Bei vielen Maßnahmen fehlen deshalb klare  
Vorgaben oder haben, wie bei den KSV, entspre-

chende Öffnungsklauseln.  

Ein vom DGB beauftragtes Gutachten der Kanzlei 

Becker Büttner Held (BBH) zeigt, dass soziale Vor-
gaben wie Standort- und Tariftreue als Zugangs-

voraussetzung für öffentliche Zuwendungen sehr 

wohl möglich sind. Jetzt ist die Politik gefordert, 
eine Trendwende einzuleiten, zielgerichtet und 
konditioniert in die Transformation zu investie-

ren.  
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